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VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 
 

Über die öffentliche Sitzung 
 

des Gemeinderates 
am 23.06.2008 

 
Tagungsort: Sitzungssaal der Marktgemeinde Aschach/Donau 

 
 
Beginn: 19.00 Uhr      Ende: 21.55Uhr 
 
 
 

Anwesende: 
 
Vorsitzender: 
Bürgermeister Rudolf Achleitner (SPÖ) 
Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ) 
Vizebgm. Gredler Christine 
GVM Gerhold Renate 
GRM Zinnagl Robert 
GRM Ing. Viehböck Karl 
GRM Mack Gerlinde 
GRM Szücs Annemarie 
GRM Fuchs Wolfgang 
GRM Gillich Helmuth 
GRM Gredler Christian 
GRM Minixhofer Franz 
Ersatzmitglieder SPÖ 
GRM Fuchs Wolfgang für Schöppl Alfred 
 
Österreichische Volkspartei (ÖVP) 
GVM Weichselbaumer Franz 
GRM Paschinger Franz 
GRM Rechberger Johann 
GRM Ettl Wilhelm 
GRM Hude Georg 
GRM Luger Josef 
Ersatzmitglieder ÖVP 
GRM Paschinger Franz für Dr. Josef Gruber 
GRM Rechberger Johann für Ing. Buchroithner Gerhard 
GRM Ettl Wilhelm für Ing. Knierzinger Friedrich 
 
Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 
GVM Mag. Haider Roman 



GRM Hosiner Christina 
GRM Erlinger Christian 
GRM Straßl Christian 
Ersatzmitglieder FPÖ 
GRM Erlinger Christian für Ing. Hosiner Wolfgang 
 
Die GRÜNEN 
GVM Dr. Judith Wassermair 
GRM Schnell Rosa 
GRM Bachmayer Beatrix 
GRM Dunzinger Hinterhölzl Anneliese 
Ersatzmitglieder der GRÜNEN 
GRM Dunzinger Hinterhölzl Anneliese für Ettl Paul 
 
Weiters anwesend: 
Anita Pröhl als Schriftführerin 



Zahl:  
Aschach, 11. 6. 2008 

 
 
 
 

E i n l a d u n g 
 
 
 
zur Gemeinderatssitzung am 
 

Montag, 23. Juni 2008, 19.00 Uhr 
 
im Sitzungssaal der Marktgemeinde Aschach/Donau. 
 
 
 

Tagesordnung 
 
 
 
1. Bau-, Raumplanungs-, Straßen- und Grundangelegenheiten 

1.1.Berufung der Volksbank zum Bescheid wegen Lärmbelästigung – Beratung 
und Beschlussfassung.  

1.2.Grundtauschvertrag mit den Ehegatten Mazal bezüglich Gehsteigerrichtung 
Ziegeleistraße – Beratung und Beschlussfassung. 

1.3.Baulandsicherungsverträge mit der Fam. Hinterberger für das Grundstück Nr. 
444, Beratung und Beschlussfassung. 

1.4.Baulandsicherungsverträge mit Herrn Riederer für das Grundstück Nr. 443, 
Beratung und Beschlussfassung. 

1.5.Planungsentwurf zur Umwidmung der Grundstücke 848/1, 848/2 (Fam. 
Schürz) von Betriebsbaugebiet in Wohngebiet – Beratung und 
Beschlussfassung. 

1.6.Planungsentwurf zur Bebauungsplanänderung Nr. 17 (Keppelmüller), 
Bebauungsplan Nr. 5 (Sierner) – Beratung und Beschlussfassung. 

 
2. Haushaltsgebarung 

2.1. Prüfungsbericht des Prüfungsausschusses vom 27. Mai 2008 – 
Kenntnisnahme. 

2.2. Festlegung neuer Stundensätze für Personal und Gerätschaften – Beratung 
und Beschlussfassung. 

2.3. Getränkesteuerakt Auinger Gabriele – neuerliche Behandlung aufgrund der 
Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes – Beratung und 
Beschlussfassung. 

2.4. Zentrale Beschaffung über die Bundesbeschaffungs GmbH – Abschluss 
einer Grundsatzvereinbarung – Beratung und Beschlussfassung. 

2.5. Antrag auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für den Friedhofsumbau - 
Finanzierungsplan – Beratung und Beschlussfassung. 

 
 



 
 
 
3. Wasserversorgungsanlage 

3.1. Neuerliche Beratung über die Übernahme der Wasserleitung Sommerberg 
von der Austrian Hydro Power. 

 
4. Umweltangelegenheiten 

4.1. REGEF-Projekt „Wels – Eferding – Energiespar-Region“  - Beteiligung – 
Fassung eines Grundsatzbeschlusses. 

 
5. Kindergarten 

5.1. Mitteilung des Ergebnisses des Elternfragebogens – Kenntnisnahme 
5.2. Kindergartentarifordnung – Neuerliche Beratung und Beschlussfassung 
5.3. Kindergartenbus – Neuerliche Beratung und Beschlussfassung 

 
6. Bericht des Bürgermeisters 
 
7. Allfälliges 
 
8. Protokollgenehmigung 
 
 
 
Sollte ein Gemeinderatsmitglied am Tage der Sitzung verhindert sein, so wäre dies unter 
Angabe des Verhinderungsgrundes dem Bürgermeister mitzuteilen, damit dieser die sofortige 
Einberufung des Ersatzmitgliedes veranlassen kann. 
 
Die Sitzung des Gemeinderates ist öffentlich. Dies wird mit dem Hinweis kundgemacht, dass 
die  
Einsichtnahme in die über diese Sitzung verfasste und durch die darauf folgende 
Gemeinderatssitzung genehmigte Verhandlungsschrift sowie die Herstellung von Abschriften 
während der Amtsstunden im Gemeindeamt jedermann erlaubt ist. 
 
Aschach/Donau, 11. 6.  2008    Der Bürgermeister: 
       Rudolf Achleitner e.h. 
 
 
 
 
Fraktionssitzungen: 
GRÜNE: Montag , 16. 6. 2008, 19.00 Uhr im Gemeindeamt Aschach 
SPÖ: Donnerstag 19. 6.  2008, 19.00 Uhr im Gemeindeamt Aschach 
ÖVP: Mittwoch, 18. 6.  2008, 19.00 Uhr im Gemeindeamt Aschach 
FPÖ: Freitag, 20. 6.  2008, 17.00 Uhr im Gemeindeamt Aschach 
 



Der Vorsitzende begrüßt alle anwesenden Gemeinderäte und Besucher zur heutigen 
Sitzung und teilt mit, dass die heutige Tagesordnung zeitgerecht zugestellt wurde. 
Gegen die heutige Sitzung bestehen keine Einwände. 
 
Im Anschluss verliest der Vorsitzende eine Anfrage der Grünfraktion bezüglich der 
Wander und Freizeitkarte der Region Eferding. 
Diese Anfrage wird schriftlich beantwortet. 



 
 
1. Bau-, Raumplanungs-, Straßen- und Grundangelegenheiten 

1.1. Berufung der Volksbank zum Bescheid wegen Lärmbelästigung – 
Beratung und Beschlussfassung.  

 
 

 

Dieser Punkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung vom Protokoll abgesetzt. 

 

 

ENDE TOP 1.1 



1.2. Grundtauschvertrag mit den Ehegatten Mazal bezüglich  
Gehsteigerrichtung Ziegeleistraße – Beratung und Beschlussfassung. 

 

 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Da die Unterzeichnung der Grundsatzvereinbarung durch Frau Mazal abgelehnt wurde 
und sie einen Forderungskatalog an die Gemeinde übermittelt hat, sollte die 
Grundsatzvereinbarung in einen Grundtauschvertrag umgewandelt und die Forderung 
eingearbeitet werden. Es hat sich jedoch eine andere rechtliche Situation ergeben.  
Da die Tauschfläche, die aus dem Besitz der Marktgemeinde auf Frau Mazal übergeht, 
keine öffentliches Gut im rechtlichen Sinne (sprich grundbücherlich festgehalten) 
darstellt, tritt die Gemeinde im Verfahren als zwei juristische Personen auf, als (Privat-) 
Grundbesitzer im Fall der Abtretung an Frau Mazal und als „öffentliches Gut“ im Falle 
der Übernahme der Grundflächen von Frau Mazal. Es bedarf somit zweier Verträge, 
einem „Schenkungsvertrag“ an Frau Mazal und einer Abtrittsvereinbarung ins öffentliche 
Gut. Durch diesen Umstand wird natürlich auch die Schenkungssteuer zum Thema.  
Sollte der Schenkungsvertrag vor dem 31. Juli 2008 unterzeichnet werden, wird die 
Schenkungssteuer fällig, da diese mit 1. August 2008 fällt, wird ab diesem Datum nur 
mehr Grunderwerbssteuer (3,5 v. H. vom Verkehrswert) fällig. Nach Rücksprache mit 
dem Finanzamt konnte erhoben werden, dass der Stichtagswert des Grundstückes 
aufgrund der Größe Null betragen würde und deshalb auch für die Schenkungssteuer nur 
der Prozentsatz von 3,5 v. H anfallen würde. 
In der Abtretungsvereinbarung wurden auch die Forderungen der Frau Mazal 
berücksichtigt. Die verkehrstechnischen Maßnahmen (30er Beschränkung und 7,5 t 
Beschränkung) die sie fordert, konnten aus rechtlichen Gründen nicht in die Vereinbarung 
mit aufgenommen werden. Da die Verkehrsfläche zw. den Gemeinden Aschach und 
Hartkirchen geteilt ist, ist hier die Bezirkshauptmannschaft Behörde erster Instanz. 
Deshalb kann die Gemeinde keine rechtsverbindlichen Zusagen machen. Zusätzlich wurde 
von Herrn Dr. Dobler vom Notariatsbüro Mohr angeregt, dass die Abtrittsvereinbarung 
erst wirksam werden soll, wenn die „Schenkung“ der Tauschfläche durch die 
Grundverkehrskommission der Bezirkshauptmannschaft genehmigt wurde 
(Bewilligungspflicht bei landwirtschaftlichen Liegenschaften). Auch dieser Punkt wurde 
aufgenommen.  
Eine Stellungnahme der Frau Mazal liegt zurzeit noch nicht vor, sollte aber bis zur 
Sitzung eingelangt sein. 

 
Beratung: 
Der Vorsitzende teilt mit, dass heute noch eine Besprechung mit Hrn. Dr. Mazal stattfand. 
Dabei konnten noch einige offene Punkte geklärt werden. 
Es war auch die Frage, ob man die zwei Verträge zusammenlegen kann. 
Der Vorsitzende teilte Hrn. Mazal mit, dass man zwei Verträge abschließen muss, da es 
sich um zwei Vertragspartner handelt. 
Hr. Weichselbaumer: Es wurde in einer der letzten Sitzungen besprochen, dass man einen 
kleinen Teil ins öffentliche Gut übernimmt, damit man in Zukunft mit 
landwirtschaftlichen Geräten fahren kann. Wurde dies besprochen? 
Ing. Viehböck: Es wurde im Einvernehmen mit der Fam. Mazal neu vermessen und die 
Grundgrenzen gesteckt. 
Fr. Dr. Wassermair: Im Amtsvortrag ist eine 7,5 To Beschränkung erläutert. Im Vertrag 
wird dies jedoch nicht erwähnt. 



Ing. Viehböck: Die Gemeinde kann hier alleine nichts unternehmen. Man muss dies 
zusammen mit der Gemeinde Hartkirchen über die Bezirksverwaltungsbehörde machen. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge die beiden Verträge in der vorliegenden Form beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen vom Gemeinderat einstimmig angenommen. 

 
 
 

ENDE TOP 1.2. 



 
 
  





 



 
 
 
 
 
 



 



 



 



 



 





1.3. Baulandsicherungsverträge mit der Fam. Hinterberger für das 
Grundstück Nr. 444, Beratung und Beschlussfassung. 
 
 

Bericht des Vorsitzenden: 
Die Familie Hinterberger hat als Eigentümer der Parzelle Nr. 444 um die Umwidmung 
dieser Parzelle von Grünland in Bauland ersucht. Das Grundstück soll parzelliert und 
verkauft werden. Da diese Parzellen im örtlichen Entwicklungskonzept der 
Marktgemeinde Aschach als Wohnbauerwartungsland ausgewiesen sind, ist dies ohne 
weitere Probleme möglich. Da sich jedoch die Erschließung der Parzelle aus technischen 
Gründen als schwierig und somit kostspielig herausstellt, wurde mit Herrn Riederer 
(Grundstück Nr. 443 siehe nachfolgender Punkt) und der Familie Hinterberger vereinbart 
die Aufschließungskosten zur Gänze selbst zu tragen. Dies soll anhand von 
Baulandsicherungsverträge festgelegt werden. Die Forderungen der Gemeinde wurden bei 
der Erstellung des Entwurfes durch das Notariatsbüro Mohr eingearbeitet und einige 
Punkte aufgenommen, die für die Errichtung eines solchen Vertrages notwendig sind. 
Die Zustimmung zum Vertragsentwurf besonders im Hinblick auf die Punkte die von 
Seiten des Notars aufgenommen wurden, steht seitens der Vertragspartner  zwar noch aus, 
soll aber bis zur Sitzung vorliegen. Sollten die Vertragspartner Ihre Zustimmung entsagen, 
wird dieser Punkt vertagt, da in diesem Fall neuen Verhandlungen notwendig sind.   

 
Beratung: 
Ing. Viehböck: Er erläutert nochmals den vorliegenden Punkt. 
Fr. Dr. Wassermair: Die ansuchenden Familien haben einen großen Gewinn, durch die 
Umwidmung. Sie sieht es nicht ein, dass die Gemeinde die Hälfte der Vertragskosten 
übernehmen soll.  
Es wurde von Hrn. Grünseis mitgeteilt, dass man hierüber verhandeln kann. 
Ing. Viehböck: Es wurde im Bauausschuss nicht so genau über die Kosten diskutiert. Man 
muss bedenken, dass dadurch neue Bürger nach Aschach kommen und man sollte als 
Gemeinde auch einen gewissen Beitrag leisten. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge den Baulandsicherungsvertrag in der vorliegenden Form 
beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig vom Gemeinderat angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.3. 



 



 



 



 



 



 



1.4. Baulandsicherungsverträge mit Herrn Riederer für das Grundstück 
Nr. 443, Beratung und Beschlussfassung. 

 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
Herr Riederer hat als Eigentümer der Parzelle Nr. 443 um die Umwidmung dieser Parzelle 
von Grünland in Bauland ersucht. Das Grundstück soll parzelliert und verkauft werden. 
Da diese Parzellen im örtlichen Entwicklungskonzept der Marktgemeinde Aschach als 
Wohnbauerwartungsland ausgewiesen sind, ist dies ohne weitere Probleme möglich. Da 
sich jedoch die Erschließung der Parzelle aus technischen Gründen als schwierig und 
somit kostspielig herausstellt, wurde mit Herrn Riederer und der Familie Hinterberger 
(Grundstück Nr. 444 siehe vorangegangenen Punkt) vereinbart die Aufschließungskosten 
zur Gänze selbst zu tragen. Dies soll anhand von Baulandsicherungsverträge festgelegt 
werden. Die Forderungen der Gemeinde wurden bei der Erstellung des Entwurfes durch 
das Notariatsbüro Mohr eingearbeitet und einige Punkte aufgenommen, die für die 
Errichtung eines solchen Vertrages notwendig sind. 
Die Zustimmung zum Vertragsentwurf besonders im Hinblick auf die Punkte die von 
Seiten des Notars aufgenommen wurden, steht seitens der Vertragspartner ist zwar noch 
aus, soll aber bis zur Sitzung vorliegen. Sollten die Vertragspartner Ihre Zustimmung 
entsagen, wird dieser Punkt vertagt, da in diesem Fall neuen Verhandlungen notwendig 
sind.   

 
 
Beratung: 
Ing. Viehböck: Es handelt sich hier im Grunde genommen um dasselbe wie im letzten 
Punkt. Es ist nur ein anderer Konsenswerber. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge den Baulandsicherungsvertrag in der vorliegenden Form 
beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird ebenfalls mit Handzeichen einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.4. 



 



 



 



 



 



 



1.5. Planungsentwurf zur Umwidmung der Grundstücke 848/1, 848/2 
(Fam. Schürz) von Betriebsbaugebiet in Wohngebiet – Beratung und 
Beschlussfassung. 

 
Bericht des Vorsitzenden: 

 
Die Familie Schürz ersucht um Umwidmung der genannten Parzellen, da sich die Überlegung 
die ehemalige Tischlerei als Wirtschaftsstandort in Aschach zu erhalten und an einen 
geeigneten Interessenten zu verkaufen als nicht zielführend herausgestellt hat.  
 
Nun soll die Liegenschaft 848/1 verkauft und zu Wohnzwecken adaptiert werden. Hierzu ist 
die Wohngebiet-Widmung notwendig. Die dargestellten Grünstreifen beiderseits, die als 
Trenngrün fungieren, sollen im Zuge der Umwidmung ebenfalls in Wohngebiet bzw. 
Dorfgebiet zurückgewidmet werden. Die Sachlage wurde mit der Abteilung Raumordnung 
abgeklärt. Der zuständige Sachbearbeiter sieht derzeit keine Versagungsgründe. Der 
Bauausschuss gibt die Empfehlung, der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Planungsentwurf beschließen.   
 
Beratung: 
Ing. Viehböck: Er erläutert nochmals kurz den vorliegenden Punkt. 
 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge der Umwidmung der Grundstücke 848/1 und 848/2 von 
Betriebsbaugebiet in  Wohngebiet seine Zustimmung geben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit Handerheben einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.5. 

 



 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1.6. Planungsentwurf zur Bebauungsplanänderung Nr. 17 
(Keppelmüller), Bebauungsplan Nr. 5 (Sierner) – Beratung und 
Beschlussfassung. 

 
Bericht des Vorsitzenden: 
 

Das Grundstück 548/2 der Margarethe Greinöcker soll verkauft werden (Sierner). Der 
Interessent Herr Oliver Keppelmüller möchte die Parzelle im oberen Bereich bebauen und 
sich den unteren Teil als Bauplatz freihalten.  
 
Die Bebauungsplanänderung wird notwendig, da bei der ursprünglichen Erstellung des 
Bebauungsplanes im Hinblick auf die Einteilung der Bauplätze keine Rücksicht auf jegliche 
Grundgrenzen genommen wurde und somit die Grundfläche rechtlich nicht bebaubar 
wäre. Die im Planungsentwurf dargestellte Variante entspricht der im Bauausschuss 
besprochenen Variante. Der Gemeinderat möge den Planungsentwurf zur Einleitung des 
Verfahrens in der vorgelegten Form genehmigen. 
 
Beratung: 
Ing. Viehböck: Er erläutert nochmals den vorliegenden Punkt. 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge der beabsichtigen Bebauungsplanänderung Nr. 17 (Keppelmüller), 
Bebauungsplan Nr. 5 (Sierner) zustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig vom Gemeinderat angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 1.6. 
 



 



2. Haushaltsgebarung 
2.1. Prüfungsbericht des Prüfungsausschusses vom 27. Mai 2008 – 

Kenntnisnahme. 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Am 27. Mai 2008 fand eine Prüfungsausschusssitzung statt. Der Bericht wird dem 
Gemeinderat hiermit vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 

Bericht 
 
über die Sitzung des örtlichen Prüfungsausschusses am 27.05.2008 um 19:00 
Uhr im Gemeindeamt Aschach an der Donau 
 
Anwesende: 
Ing. Wolfgang Hosiner, Obmann, Rosa Schnell, Johann Rechberger, Alfred 
Schöppl, Dr. Judith Wassermair sowie Irmtraud Dieplinger-Groiss als 
Schriftführerin.  
Anwesend zum Tagesordnungspunkt 1 (unangemeldete Kassaprüfung) ist Frau 
Sonja Huemer. 
 
Herr Ing. Hosiner begrüßt alle Erschienen und eröffnet die Sitzung um 19:00 
Uhr. 
Tagesordnungspunkt 2:  Bioabfall-, Gras- und Strauchschnittentsorgung durch 
die Fa. Leitner 
 
1.Bioabfall: 
Die Prüfung der Entsorgung der biogenen Abfälle hat sich sehr schwierig 
gestaltet, da kaum überprüfbare Zahlen gefunden werden konnten.  
So zum Beispiel wurde von der Fa. Leitner für das Jahr 2006 Bioabfall in Summe 
verrechnet 127,5 m³, das entspricht einer Wochenmenge von 2,46 m³. Das 
wiederum, umgelegt auf die 141 angeschlossenen Haushalte in Aschach, heißt, 
dass von diesen 141 Haushalten 105 Haushalte regelmäßig, die ganzen 52 Wochen 
lang, jeweils eine 20 –Liter-Tonne voll entsorgt haben müssen und 36 eine 10-
Liter- Tonne (jede Woche!). 
Für das Jahr 2007 schauen die Zahlen noch schlechter aus, mit 132,5 m³ 
Bioabfall, das entspräche 2,55 m³ wöchentlich. Bei den 141 Haushalten würde 
das heißen: 114 müssten eine 20-Liter-Tonne jede Woche voll abgegeben haben 
und 27 Haushalte eine 10-Liter-Tonne. 
Diese Zahlen erscheinen dem Prüfungsausschuss sehr hoch gegriffen. Wenn man 
bedenkt, dass pro m³ Bioabfall ein preis verrechnet wird 2006 von € 20,59 plus 
MWST und 2007 € 22,08 plus MWST, so sind diese Kuberturen doch zu 
hinterfragen.  



Im Vertrag ist vorgesehen, dass im Beisein eines Gemeindebediensteten die 
Mengen geschätzt werden. Von der Gemeindekanzlei haben wir keinerlei 
Anhaltspunkte dafür, dass ein Gemeindebediensteter mitgefahren ist und bei 
der Mengenschätzung dabei war.  
 
2. Gras- und Strauchschnitt: 
Bei er Mengenermittlung von Gras- und Strauchschnitt schaut es ähnlich aus.  
Das Anlieferdatum und das Fahrtenbuch korrespondieren zwar weitestgehend, 
aber die Mengen und wie sie ermittelt werden, konnte der Prüfungsausschuss 
nicht nachvollziehen. Es gibt keine Lieferscheine, es gibt keine Übergabescheine, 
es gibt nur die mengen, die von der Fa. Leitner angegeben werden. 
Interessant in diesem Zusammenhang: 2006 wurden in Summe 206 m³ und 2007 
116 m³ Gras- und Strauchschnitt privat angeliefert, das macht 2006 eine 
Summe von € 2.234,28, und 2007 eine summe von € 1.301,52. Der 
Prüfungsausschuss erlaubt sich die anfrage an die Gemeindekanzlei, ob das 
weiterverrechnet worden ist an die Anlieferer, wenn ja, wo sind die Einnahmen 
hierfür im Rechnungsabschluss? 
Interessant auch in dieser Hinsicht eine Anlieferung von 4 m³ Gras- und 6 m³ 
Strauchschnitt angeblich von der Gemeinde am Sonntag, dem 04.06.2006. Es ist 
auch für den Prüfungsausschuss diese Anlieferung von der Gemeinde nicht 
nachvollziehbar. Daher wird die Gemeindekanzlei aufgefordert, das Verhältnis zu 
der Fa. Leitner dahingehend zu überdenken, dass mehr Ordnung und Übersicht 
hineingebracht wird. 
Erstens schlägt der Prüfungsausschuss vor: 
-  jede Anlieferung mit Lieferschein – ohne Lieferschein keine Verrechnung 
- jede Privatanlieferung mit Adresse und Lieferschein – ohne entsprechenden      
  Lieferschein bei Privatanlieferungen keine Verrechnung 
und – unabhängig von der Tatsache, dass Privatanlieferungen weiterverrechnet 
werden sollen – die Mengenermittlung dahingehend vornehmen, dass ein 
Gemeindebediensteter bei der Abfuhr der Biotonnen jedes Monat einmal 
mitfährt, um eine bessere Übersicht zu gewährleisten. 
 
Der Prüfungsausschuss behält sich vor, nach Ablauf eines Jahres zu 
kontrollieren, wie weit seitens der Gemeindebediensteten der lockere Umgang in 
dieser Beziehung mit dem Geld der Steuerzahler abgestellt worden ist. 
 
 
  
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 21:30 Uhr. 
 
 

 



F.d.R.d.A.: 

 

 

Unterschriften der bei der Sitzung des örtlichen Prüfungsausschusses am 27.05.2008 anwesenden Personen:  

 

 

 

 

 

 

Vorstehender Prüfungsbericht wurde vom Bürgermeister im Sinne des § 91 Abs. 4 der OÖ Gemeindeordnung 1990 
zur Kenntnis genommen. 

 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

Fr. Schnell: Kann man mit Hrn. Leitner sprechen, dass er bevor die Abfälle holt, auf eine 
öffentliche Waage fährt und nachher auch. 

Dies stellt ein Problem dar, da Herr Leitner bereits morgens um 4.00 Uhr früh die Abfälle 
holt. 
Fr. Schnell: Es steht aber in keinem Vertag, wann er fährt. Man müsste dies mit ihm 
besprechen. 
Fr. Dr. Wassermair: Es sind große Mengen von Privaten angefallen. Man sollte dies ab Herbst 
mit einer Verordnung regeln. 
Hr. Paschinger Franz: Er teilt mit, dass die Fa. Greenpower eine Waage hat und diese zur 
Verfügung stellen kann. 
 
Es entsteht hierüber eine längere Diskussion. 
Der Vorsitzende wird diese Anregungen und Vorschläge an den Umweltausschuss 
weiterleiten. 
 
 
 
ENDE TOP 2.1. 
 
 
 
 

 

 

 

 
 

 



2.2. Festlegung neuer Stundensätze für Personal und Gerätschaften – 
Beratung und Beschlussfassung. 

 
Bericht des Vorsitzenden: 
 

Die Stundensätze für Personal und Gerätschaften wurde das letzte mal am 9. November 1998 
in der Gemeinderatssitzung festgelegt und betragen derzeit  
 
Für die Gemeindearbeiter   € 21,72 
Unimog     € 29,65 
Traktor     € 17,44 
Kehrmaschine     €   8,72 
Kompressor     €   8,72 
 
Diese Sätze beinhalten bereits 20 % Mehrwertsteuer. 
 
Diese Sätze sind nicht mehr aktuell und gehören überarbeitet. Lt. Vergütungsberechnung für 
das Jahr 2007 beträgt der durchschnittliche Stundensatz für die Gemeindearbeiter € 22,72. 
 
Bezüglich der Gerätschaften ist es derzeit schwierig selber einen Stundensatz zu ermitteln, da 
im letzten Jahr die Betriebsstunden nicht lückenlos erfasst werden konnten. Es wurde daher 
mit der Nachbargemeinde Hartkirchen Kontakt aufgenommen. Lt. Auskunft werden in 
Hartkirchen folgende Sätze für Personal und die Gerätschaften eingehoben: 
 
Wegmacher:    extern: € 32,10 
Unimog:    extern: € 23,95 
Kleintraktor   extern: € 9,55 
Anhänger:    extern: € 6,35 
 
Diese Stundensätze sind an Stundensätze der Straßenmeisterei angelehnt.  
 
Diese Sätze kommen zur Anwendung, wenn Aschacher Bürger z. B. Strauchabfälle von 
unseren Bauhofarbeitern abholen lassen oder zur Behebung von Versicherungsschadensfällen. 
 

 
In der letzten Gemeinderatssitzung wurde dieser Punkt bereits angesprochen. Seitens 
des Herrn Knierzinger wurde darauf verwiesen, dass es eine ÖKL Liste gibt, in der auch 
Gebühren für einzelne Gerätschaften aufgeführ sind. Weiters ist am 20. 5. 2008 ein 
Erlass des Landes gekommen, indem ebenfalls neue Werte angeführt wurden. 
 
Die Sätze lauten wie folgt: 
 
Facharbeitskraft/Stunde:  € 29.40 
Allradtraktor mit Fahrer  € 27,08 
Unimog     € 47,73 
Anhänger    €   9,14 
Einachsanhänger   €   2,43 
 
Diese Sätze wurden aus dem Internet (ÖKL-Liste) herausgenommen. 
 



Seitens des Gemeinderates soll nunmehr überlegt werden, ob diese Sätze in Zukunft 
angewendet werden sollen. 
 
Beratung: 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die o. a. Sätze für Arbeiter und Gerätschaften sollen in Zukunft an Dritte verrechnet 
werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig angenommen. 
Herr Zinnagl befand sich zur Zeit der Abstimmung (19.44 Uhr) nicht im Raum. 
 
 
 
ENDE TOP 2.2. 



 
2.3. Getränkesteuerakt „Auinger Gabriele“-neuerliche Behandlung aufgrund der 
Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes. Beratung und Beschlussfassung 

 
Bevor in die Tagesordnung eingegangen wird stellt der Vorsitzende den Antrag, die 
Öffentlichkeit von diesem Punkt auszuschließen. 
 
Abstimmung: 
Dafür: Vizebg. Gredler Christine, Fr. Gerhold Renate, Hr. BGM Achleitner Rudolf, Hr. Ing. 
Viehböck, Fr. Mack Gerlinde, Fr. Szücs Annemarie, Hr. Fuchs Wolfgang, Hr. Gillich 
Helmuth, Hr. Gredler Christian, Herr Minixhofer Franz 
Dagegen: Hr. Paschinger Franz, Hr. Weichselbaumer Franz, Hr. Rechberger Johann, Hr. Ettl 
Wilhelm, Hr. Luger Josef, Hr. Hude Georg, Fr. Schnell Rosa, Hr. Mag. Haider Roman 
Enthaltung: Hr. Zinnagl Robert, Fr. Bachmayer Beatrix, Fr. Dr. Wassermair Judith, Fr. 
Dunzinger-Hinterhölzl Anneliese, Hr. Erlinger Christian, Hr. Straßl Christian, Fr. Hosiner 
Christina 
 
Dieser Antrag wurde nicht angenommen. 
 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Am 22.12.2000 wurde allen Gastwirten ein Schreiben bzgl. Rückziehung des Antrages auf 
bescheidm. Festsetzung auf nicht alkohol. Getr.steuer+Speiseeis zugesandt-sh. auch Fam. 
Auinger! 
 
Im Jahre 2004 wurden sog. „Vorbehalte“ vom Gemeindebund zur Verfügung gestellt und den 
Gastwirten zugesandt.  
 
Im Herbst 2005 wurden für alle Gastwirte sog. Festsetzungsbescheide ausgestellt, ansonsten 
wäre die Gefahr einer Verjährung eingetreten. In diesen Bescheiden ist die tatsächliche offene 
Höhe der Getränkesteuer festgesetzt. Dieser Bescheid hat wieder eine Gültigkeit von 5 Jahren. 
Zu diesem Zeitpunkt wussten wir noch nicht, wann endlich eine höchstgerichtliche 
Entscheidung fallen wird. Diese Entscheidung ist im Frühjahr 2006 vom 
Verwaltungsgerichtshof gefällt worden. 
 
Die Getränkesteuererklärung für das Jahr 1999 wurde erst am 29.3.2000 am Gemeindeamt 
Aschach/D. eingereicht. 
 
Die Festsetzungsbescheide wurden für die Jahre 1999 (€ 2.814,40) und 2000 (€ 5,30) 
ausgestellt. Für das Jahr 2000 wurde vom Vorstand ein sog. Rückziehungsantrag genehmigt. 
Dieser Antrag vom Gemeindebund zur Verfügung gestellt, besteht aus zwei Seiten. Auf der 
ersten Seite ist der genaue Zeitpunkt (01.01.2000 – 08.03.2000) und welche Art der 
Getränkesteuer (alkohol. Getränke) angegeben. Auf der zweiten Seite steht dies nicht mehr, 
sondern das gegenseitig keine Forderungen mehr bestehen. Viele Gastwirte haben dieses 
Angebot genutzt.  
 
 
Nur Fr. Auinger meinte, da sie diesen Rückziehungsantrag unterschrieben hat, nun für das 
Jahr 



1999 und 2000 keine Forderungen mehr bestehen können. Da sie das Schreiben „Beendigung 
des Rückzahlungsverfahrens“ am 30.11.2005 und den Festsetzungsbescheid für das Jahr 1999 
erst am 2.12.2005 übernommen hat, bestehen ihrer Meinung nach, keine Forderungen mehr 
unsererseits.  
Obwohl in diesem zweiseitigen Rückziehungsantrag, genauer Zeitraum  (1.1.-8.3.2000) 
und‚Art der Getränkesteuer (alkohol.Getränkesteuer) angeführt sind. Sie bezieht sich immer 
wieder auf die zweite Seite dieses Antrages.  
Lt. Fr. Mag. Heitzendorfer/Gemeindebund ist dieses Formular, bestehend aus zwei Seiten als 
eine Einheit zu sehen. 
Am 9.1. 2006 teilte Fr. Auinger uns dies schriftlich mit, wir antworteten ihr, dass dies als eine 
Einheit zu sehen ist. Niemand sonst von den Gastwirten sieht dies so. 
Erst am 21.2.2006 kam die Berufung von einem RA gegen die Festsetzungsbescheide.  
Frau Mag. Heitzendorfer teilt mit, dass die Berufung viel zu spät bei uns eingelangt ist, die 
Berufungsfrist war bereits abgelaufen. Dies teilten wir auch dem RA mittels Bescheid mit. 
Der RA war natürlich nicht dieser Ansicht und in der Zwischenzeit kamen weitere 
Berufungen. Bei der vorletzten Berufung durch den RA ist eine Berufungsvorentscheidung 
durch den BGM in I. Instanz am 7.8.2006 erfolgt.  
Bei der neuerlichen Berufung erfolgte durch den Gemeinderat eine Berufungsentscheidung in 
II. Instanz 
am 8.11.2006.  
 
Alle Schreiben die die Getränkesteuer betreffen wurden mit Fr. Mag. Heitzendorfer vom 
Gemeindebund abgesprochen. 
 
Am 28.11.2006 erhielten wir vom RA nun die Vorstellung. Dies wurde ans Land OÖ./Hr. Dr. 
Georg Simader 
weitergeleitet. Wir erhielten von Hr. Dr. Simader am 5.7.2007 den Vorstellungsbescheid. Hr. 
Dr. Simader gab uns in allen Punkten Recht und wies die Klage gegen den RA/Klägerin somit 
ab. 
 
Der RA ging nun in die nächste Instanz zum Verwaltungsgerichtshof. Der VwGh jedoch fand 
in einem Bescheid eine Rechtswidrigkeit (man hätte nur formell auf die Berufung eingehen 
sollen). Somit wurden die Bescheide als rechtswidrig aufgehoben.. Es wurde jedoch nicht auf 
die Sache Getränkesteuer eingegangen. Der ganze Akt wurde wieder ans uns rückübermittelt. 
Der Gemeinderat muss nun wiederum über die Berufung entscheiden.  
 
 
Nun gibt es endlich eine Entscheidung des VwGh über die Getränkesteuer an sich. In diesem 
Judikat wurde festgestellt, dass die Getränkesteuer bei Abgabe im Rahmen einer 
Dienstleistung (die Getränke werden einem serviert) gemeinschaftsrechtskonform ist. Im 
Gegensatz zu einem Handelsbetrieb wie z.B. Spar, wo man sich der 
Getränke selbst bedient. 
 
 
Am 12.6.2008 vormittags fuhren Hr. Bgm., Fr. AL und Fr. Eberstaller (Sachbearbeiterin) zum 
Gemeindebund/Rechtsabteilung/Fr. Mag. Heitzendorfer und ließen sich die weiteren 
rechtlichen Schritte genauer erklären. Fr. Mag. Heitzendorfer teilte mit, dass die 
Festsetzungsbescheide rechtskonform waren und die Ablehnung durch den VwGh nicht die 
Sache Getränkesteuer betroffen hat, sondern die Rechtswidrigkeit eines Bescheides. Die 
Berufung des Klägers wurde eindeutig zu spät eingebracht. 
 



Es gibt nun verschiedene Varianten die zur Entscheidung herangezogen werden können: 
 

I) Es müsste nun in 1. Instanz (durch Hr. Bgm.) – 
            “Die Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid vom 28.6.2006“entschieden 
werden und  
            „Die Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand der mit Bescheiden rechtskräftig festgesetzter Getränkesteuer“ abgewiesen 
werden. 
             Das heißt die Anträge der Klägerin durch den RA werden somit abgelehnt. Sollte 
dies so entschieden  
            werden, müssten neuerlich 2 Bescheide erlassen werden. Es ist mit einer hohen 
Wahrscheinlichkeit  
            davon auszugehen, dass die Klägerin wieder Einspruch erheben wird.  
 
 Somit geht nun alles in die II. Instanz (durch den GR) – 
            Der GR wird nun vermutlich die Bescheide (durch den Hr.Bgm.erlassen-1.Instanz) 
bestätigen. 
 
            Die Klägerin wird wieder Einspruch erheben und es wird wieder eine Vorstellung 
beim Land OÖ.  
            geben. 
            Das Land OÖ.-Rechtsabteilung wird uns wieder Recht geben, es wird ein 
neuerlicher Einspruch durch   
            die Klägerin erfolgen und letztendlich geht der ganze Akt wieder zum 
Verwaltungsgerichtshof durch 
            das Land OÖ. 
            Sollte dies genau so passieren und der Verw.gerichtshof dies wieder ablehnen, 
müssten wir die offene 
            Forderung privatrechtlich einklagen.  
            Es droht uns womöglich eine unendliche Geschichte, obwohl die Rechtslage 
eindeutig ist. 
 
II) Es wird auf die offene Getränkesteuer verzichtet, somit alle Bescheide von uns 

aufgehoben und 
die Klägerin bekommt in allen Punkten Recht. Es wären natürlich die unter Punkt 
I. angeführten Bescheide hinfällig. Wir würden aber auf die uns rechtlich 
zustehende Getränkesteuer verzichten. 
Alle anderen Gastwirte haben die damals offene Getränkesteuer (nach Zustellung 
eines Festsetzungsbescheides) entrichtet. Es gibt nur mehr einen Gastwirt der die 
Getränkesteuer (nach 
Vorstandsbeschluss) in Raten pünktlich bezahlt. Ansonsten ist von der 
Getränkesteuer nichts mehr offen.  
 

III) Weiters hatten wir am 12.6.2008 nachmittags ein Gespräch mit dem RA der 
Klägerin Hr. Dr. Valenta 
in Linz. Hr. Dr. Valenta sieht die Rechtslage naturgemäß anders als wir, räumte 
jedoch ein, dass wir 
wegen der zu spät eingelangten Berufung gute Chancen hätten. Er ließ auch 
anklingen, dass der Betrieb 
„Auinger Gabriele“ eine Art Handelsbetrieb sei und so womöglich Anspruch 
hätten auf Rückzahlung 



der Getränkesteuer. Nur gleich zur Info, dies ist ein gewaltiger Rechtsirrtum. 
Dieser Betrieb ist ein Gastronomiebetrieb (Getränke werden serviert) und kein 
Handelsbetrieb wie z.B. Spar. 
Hr. Bgm. zeigte sich sehr Kompromiss bereit und teilte Hr. Dr. Valenta mit, dass 
er keine unendliche Geschichte möchte. Er machte daher folgendes Angebot, dass 
wir auf die Hälfte (€ 1.410,--) der noch offenen Getränkesteuer verzichten, wenn 
die Klägerin ihre Berufungen und Einsprüche zurückzieht. 
Somit müsste die Klägerin nur mehr die Hälfte bezahlen und das Kapitel „Auinger 
Gabriele-offene Getränkesteuer“ wäre nun endlich erledigt.  
Hr. Dr. Valenta zeigte sich bereit, dieses Angebot seiner Klientin vorzulegen. 
 
 

Am Montag, 16.6.2008 erschien Hr. Auinger zu einem Gespräch mit Hr. Bgm. und Fr. AL.  
 
 
Beratung: 
Hr. Zinnagl: Er möchte gerne den Bescheid vom VWGH lesen. 

 Hr. Mag. Haider: Er teilt mit, dass die Unterlagen bei den Fraktionssitzungen nicht 
vollständig waren und die vorhandenden Unterlagen nicht sortiert sind. Diese Situation ist 
seit einiger Zeit und er bittet, dass dies nicht mehr passiert. 
Hr. Weichselbaumer: Auch bei der ÖVP Fraktion waren die Unterlagen nicht komplett. 
Die ÖVP Fraktion ist der Meinung, dass man diesen Punkt schnellstens abschließt und man 
auf den Deal einsteigt, denn sonst besteht die Gefahr, dass es eine  ewige Geschichte wird. 
Hr. Rechberger Johann: Rechtlich ist es schwer dazu etwas zu sagen. Wenn man bedenkt, 
was die Getränkesteuer als solche, schon Wogen geschlagen hat, würde die ÖVP Fraktion 
vorschlagen, das Angebot der Fa. Auinger mit einer Zahlung von € 400,- anzunehmen. 
Vorsitzender: Auch die Besprechung mit Dr. Valenta, zielte darauf ab einen Vergleich zu 
Stande zu bringen. Seitens der Gemeinde wurden jedoch 50 % vorgeschlagen.  
 
Es gibt eine kurze Pause für die Fraktionen um sich nochmals zu beraten.  
Hr. Weichselbaumer: Die ÖVP Fraktion hat kurz in das Urteil eingesehen. Es geht um 
Verfahrensfehler und nicht um die Sache direkt. Er ist nach wie vor der Meinung, dass man 
dem Vorschlag der Fam. Auinger zustimmen sollte und er stellt auch den Antrag, dass der 
Gemeinderat diesem Kompromiss zustimmen soll, damit man die Sache abschließen kann. 
Ing. Viehböck: Auch die SPÖ Fraktion ging kurz den Bescheid durch. Da es sich um 
Verfahrensfehler handelt und auf die Sache direkt gar nicht eingegangen  wurde, ist er der 
Meinung, dass man die Verfahrensfehler beheben sollte und das Verfahren weiter betreiben 
soll.  
Hr. Rechberger Johann: Dies ist eine gängige Sache bei den Gerichtshöfen. Wenn der 
Verfahrenslauf als solcher nicht den Normen entspricht, wird inhaltlich nicht darauf 
eingegangen. Man wird auch in keinem Urteil etwas über die Sache selbst lesen. 
Ing. Viehböck: Wenn die Getränkesteuer wirklich zu Unrecht eingefordert wurde, dann hat 
die Gemeinde die Verpflichtung an jeden, der die Getränkesteuer bezahlt hat diese wieder 
rückzuerstatten. Darum ist er dafür, diese Verfahrensfehler zu beheben und den 
Instanzenzug durchzugehen. 
Hr. Rechberger Johann: Es wird nie eine Entscheidung in der Sache geben. 
Hr. Minixhofer Franz: Er ist der Meinung, dass Recht, Recht bleiben sollte. 
Hr. Mag. Haider Roman: Man hatte bereits einen Bescheid der zurück geworfen wurde. Und 
wenn man die Argumentation von Hrn. Viehböck weiterführen würde, dann würde er OK 
sagen. Es ist jedoch nicht gesagt, ob der Bescheid hält. Es fallen aber auch für die Fam. 
Auinger immer wieder Rechtsanwaltskosten an.   



Fr. Dr. Wassermair: Sie ist der Meinung, dass der Kompromiss mit der Hälfte in Ordnung 
wäre. Mit dem Angebot der Fam. Auinger ist sie nicht einverstanden. Der wesentliche 
Grundsatz ist, dass die Bürger gleichbehandelt werden müssen. 
 
Es entsteht bei diesem Punkt noch eine längere Diskussion. 
 
Hr. Weichselbaumer: Er möchte auch nicht, dass jemandem Unrecht getan wird, aber wenn 
man diesem Kompromiss nicht zustimmt, handelt es sich um eine unendliche Geschichte. 
 
Antrag von Hrn. Weichselbaumer Franz: 
Dem Angebot der Fam. Auinger über eine Zahlung von € 400,- soll stattgegeben werden 
und damit das Verfahren Getränkesteuerakt Auinger Gabriele, abgeschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte FPÖ Fraktion und die gesamte ÖVP Fraktion stimmen mit einem Handzeichen 
für diesen Antrag. 
Die gesamte SPÖ Fraktion und die gesamte Grün Fraktion stimmen mit einem Handzeichen  
gegen diesen Antrag. 
 
Damit ist dieser Antrag nicht angenommen. 
 
 
1. Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge gegen die Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid vom 
28.6.2006 entscheiden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte SPÖ Fraktion und die gesamte Grün Fraktion stimmen mit einem Handzeichen 
für diesen Antrag. 
Die gesamte FPÖ Fraktion und die gesamte ÖVP Fraktion enthalten sich der Stimme. 
 
 
 
2. Antrag des Vorsitzenden: 
Die Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand der mit Bescheid rechtskräftig festgesetzten Getränkesteuer möge abgewiesen 
werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Die gesamte SPÖ Fraktion und die gesamte Grün Fraktion stimmt mit einem Handzeichen 
für diesen Antrag 
Die gesamte FPÖ Fraktion und die gesamte ÖVP Fraktion enthalten sich der Stimme. 
 
 
 
 
ENDE TOP 2.3. 



2.4.Zentrale Beschaffung über die Bundesbeschaffungs GmbH – Abschluss einer 
Grundsatzvereinbarung – Beratung und Beschlussfassung. 

 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Das Land hat einen Rahmenvereinbarung für die zentrale Beschaffung abgeschlossen 
und entschieden, dass in der Pilotphase die Kosten für die Zugangsberechtigung für alle 
oö Gemeinden in den Jahren 2008 und 2009 übernommen werden. Dies gilt auch für 
Gemeinden, welche bereits über eine Zugangsberechtigung verfügen.  
Die Marktgemeinde Aschach/Donau hat bereits eine Vereinbarung mit der BBG. Diese 
Vereinbarung gehört jedoch vom Gemeinderat genehmigt.  
 
Ziele und Aufgaben der BBG sind vor allem der Einkaufsdienstleister für den 
öffentliche Hand zu sein und zwar auf Basis des österr. Vergaberechtes, optimale 
Einkaufskonditionen durch Bündelung und Standardisierung und leistet somit einen 
Beitrag zur Senkung des öffentlichen Budgets. 
 
Zusätzliche Aufgaben: 
- Partnerschaften mit anderen öffentlichen Auftraggebern (Länder, Gemeinden, Unis, 

etc.) 
- Vergabeverfahren im besonderen Auftrag 
- Vergabeunterstützung und Rechtsberatung 
- Unterstützung für Verwaltungsreform 
- Fortführung der E-Procurement-Offensive 

 
Nutzen für alle öffentlichen Auftraggeber 
- Teilnahme an einem großen Beschaffungsmarkt 
- Kein eigenes Ausschreibungsverfahren 

 
Seitens der Marktgemeinde Aschach/Donau wurde eine Vereinbarung mit der BBG am 22. 8. 
2006 abgeschlossen. Diese Vereinbarung gehört nun nochmals vom Gemeinderat genehmigt.  
 
Beratung: 
Mag. Haider Roman: Muss man jetzt alles dort kaufen oder kann man ? 
Vorsitzender: Mann muss nicht alles dort kaufen. 
Hr. Weichselbaumer Franz: Die Gemeinde muss wissen wo die Grenzen sind, denn man soll 
auch auf die Geschäfte im Ort schauen. 
Vorsitzender: Dies wird natürlich beachtet. 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die Vereinbarung, die bereits mit der BBG am 22. 8. 2006 beschlossen wurde, soll vom 
Gemeinderat nachträglich genehmigt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Herr Paschinger Franz und Herr Hude Georg stimmen mit Handzeichen gegen den Antrag. 
Herr Weichselbaumer Franz, Herr Rechberger Johann und Herr Wilhelm Ettl enthalten sich 
der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte/innen stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
ENDE TOP 2.4. 



2.5.Antrag auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für den Friedhofsumbau - 
Finanzierungsplan – Beratung und Beschlussfassung. 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
 
Nach Vorsprache bei LR Ackerl wurde seitens des Landes eine Bedarfszuweisung in 
der Höhe von 25 % der Gesamtkosten für die Friedhofsumgestaltung genehmigt. 
Diesbezüglich wurde seitens der Amtsleitung ein Bedarfszuweisungsantrag an die 
Abt. Direktion Inneres und Kommunales übermittelt.  
 
Mit Erlass des Landes vom 9. Juni, 2008, Zl. IKD(Gem)-311051/281-2008-Kep 
wurde nun der Finanzierungsplan übermittelt der sich wie folgt darstellt: 
 
 

 
Bezeichnung der 

Finanzierungsmittel bis  2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Gesamt in 
EURO

Rücklagen 0

Anteilsbetrag o.H. 25.000 5.000 30.000

Interessentenbeiträge 0

Vermögensveräußerung 0

(Förderungs-)Darlehen 0

(Bank-)Darlehen 0

Sonstige Mittel           
Finanzierung Pfarre 60.000 60.000

Bundeszuschuss 0

Landeszuschuss 0

Bedarfszuweisung 30.000 30.000

0

Summe in EURO 0 115.000 5.000 0 0 0 0 120.000  
 

 
Dieser vorliegende Finanzierungsplan ist seitens des Gemeinderates zu beschließen. 
 
Beratung: 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der vorliegende Finanzierungsplan möge beschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Fr. Dunzinger Hinterhölzl Anneliese enthält sich der Stimme. 
Alle übrigen Gemeinderäte/innen stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
ENDE TOP 2.5. 



3. Wasserversorgungsanlage 
3.1. Neuerliche Beratung über die Übernahme der Wasserleitung 

Sommerberg von der Austrian Hydro Power. 
 
Bericht des Vorsitzenden: 
 

Seitens der AHP wurde am 8. 5. 2008 ein Schreiben bezüglich der Übernahme der 
Wasserleitung vor dem Haus Nr. 52 bis zur Dienstbrücke des Kraftwerkes Aschach 
geschickt, in dem sich auf den Beschluss des Gemeinderates vom 10. 12. 2007 bezogen 
wurde und die Übernahme der Wasserleitung seitens der Gemeinde abgelehnt wurde.  
In diesem Schreiben weist die AHP hin, dass es keinerlei Vereinbarung über diese 
Wasserleitung gibt. Eine weitere Mitbenutzung der Wasserleitung wird durch die AHP 
in Zukunft nicht mehr geduldet. 
 
Aufgrund dieses Schreibens wurde nochmals eine Besprechung mit Herrn DI 
Kremslehner und Herrn Glössmann durchgeführt. Der Aktenvermerk liegt dem 
Amtsvortrag bei. 
 
Herr DI Kremslehner spricht auch eine gewünschte Umwidmung an . Bei Hochwasser 
würde seitens der AHP ein Lagerplatz für Schwemmholz benötigt. Diese Fläche wurde 
in den neu überarbeiteten Flächenwidmungsplan nicht aufgenommen. Die Gemeinde 
soll sich nunmehr bemühen eine Umwidmung möglich zu machen. Herr DI 
Kremslehner könnte sich dann vorstellen ev. eine Ablöse anzubieten. 
 
Diesbezüglich wurde nun eine schriftliche Anfrage an das Land, Abt. Raumordnung 
geschickt, ob eine Umwidmung ev. möglich wäre. Diese Rechtsauskunft ist noch 
abzuwarten.  
 
Es wurde bereits eine Rechtsauskunft vom Gemeindebund eingeholt, die in der Sitzung 
am 10. 12. 2007 bereits vorgelegen ist. Diese Rechtsauskunft besagt, dass ein einfaches 
Abdrehen des Wassers seitens der AHP nicht zulässig ist. Diesbezüglich wird seitens 
der Bauabteilung noch eine Rechtsauskunft bei der Abt. Siedlungswasserbau beim Amt 
der OÖ Landesregierung eingeholt. Diese Rechtsauskunft wird voraussichtlich bis zur 
Gemeinderatssitzung vorliegen. 
 
Grundsätzlich sollte der Gemeinderat jedoch nochmals über eine Übernahme der 
Wasserleitung nachdenken. 
 

Aktenvermerk zur Besprechung am 28. 05. 2009 
Von 15.00 bis 16.00 Uhr 
 
Thema: „Übernahme einer im Besitz der AHP befindlichen Wasserleitung in das öffentliche 
Netz“ 
 
Anwesend: Bgm. Rudolf Achleitner, Vzebgm. Christine Gredler, Renate Gerhold (GV), Dr. 
Josef Gruber, Herr DI Kremslehner und Herr Glössmann für die Firma Verbund – AHP, 
Bauamtsleiter Oliver Grünseis 
 
Die gegenständliche Besprechung ist bereits die zweite zu diesem Thema, auch einiges an 
Schriftverkehr ging ihr voraus. Der unmittelbare Grund für die Besprechung ist das Schreiben 
vom 08.05.2008 der Firma AHP, in dem die Gemeinde aufgefordert wird, neuerlich über die 



Übernahme der gegenständlichen Wasserversorgungsanlage nachzudenken und schriftliche 
Stellung zu nehmen, weiters führt das Schreiben aus, dass, vor allem aus Haftungsgründen, 
die Versorgung der Objekte Sportplatz und Fernheizkraftwerk über die WVA eingestellt wird, 
sollte sie nicht übernommen werden. 
Der Bürgermeister berichtet kurz über das Zustandekommen des ablehnenden Beschlusses 
des Gemeinderates im Hinblick auf die Übernahme, Hauptargument der Mitglieder des 
Gemeinderates waren die nicht absehbaren finanziellen Konsequenzen im Bezug auf 
Instandhaltung und Wartung der Wasserversorgungsanlage bei einer Übernahme. Außerdem 
herrscht der Standpunkt vor „Die können uns das Wasser nicht so einfach abdrehen!“. Er in 
seiner Funktion als Bürgermeister ist zwar anderer Meinung und wird seinen Standpunkt 
weiterhin vertreten, er ist jedoch an die Entscheidung des GR gebunden. Tatsache ist jedoch, 
es bestehen keine rechtgültigen Vereinbarungen in schriftlicher Form, die die 
Wasserversorgung über die Anlage garantieren. 
Herr DI Kremslehner berichtet, dass es bereits 2003 ein Übernahmeangebot an die Gemeinde 
gegeben hat und auf dieses damals nicht einmal reagiert wurde. Zu diesem Zeitpunkt wären 
auch noch finanzielle Vergütungen möglich gewesen, jedoch sind die Fronten mittlerweile so 
verhärtet, dass ein finanzieller Beitrag zur eventuellen Sanierung nicht mehr anzudenken ist. 
Sein Standpunkt wie folgt: Die Marktgemeinde hätte bei Errichtung einer eigenen 
Wasserversorgungsanlage geschätzte Kosten von € 65.000,- (laut Gutachten – WDL), die zu 
erwartenden Sanierungskosten bei einer Beschädigung der Wasserleitung wäre zwischen € 
12.500,- und 25.000,- angesiedelt (selbiges Gutachten der WDL). Die Wasserleitung wäre 
somit ein Geschenk, da der Zustand nicht so schlecht sei und im Jahr 1997 einen Sanierung 
mittels Inlinerverfahren von einer renommierten Firma durchgeführt wurde. Herr Glössmann 
gibt in diesem Zusammenhang auch die Versorgungspflicht der Marktgemeinde Aschach im 
Hinblick auf Wasserversorgung. 
Herr Dr. Gruber gibt die finanzielle Situation der Gemeinde zu bedenken. Ein finanzielles 
„Zuckerl“ würde die Entscheidung des Gemeinderates sicherlich erleichtern. Natürlich sieht 
aber auch er die Relevanz des Arguments von DI Kremslehner. Er appelliert jedoch die 
Vergangenheit ruhen zu lassen, um eine gütliche Lösung zu finden. 
Es wird über die mögliche Art einer finanzielle Vergütung (Einmalzahlung, Bankgarantie) 
gesprochen und über deren Höhe, Herr DI Kremslehner geht dabei von den € 25.000,- aus 
dem Gutachten aus, der Bürgermeister teilt daraufhin mit, dass über die Höhe einer Zahlung 
noch gesondert verhandelt werden könnte, wenn Bereitschaft der AHP signalisiert wird und 
der genannte Betrag noch nicht zur Diskussion gestanden ist. 
Herr DI Kremslehner spricht ein anderes Problem an. Die AHP verursacht durch den 
Abtransport von Schwemmgut im Bedarfsfall hohes Verkehrsaufkommen (LKW) durch den 
Markt. Der Abtransport ist in Hochwassersituationen rund um die Uhr nötig, jedoch nicht 
regelmäßig. Grund für diesen Umstand ist die fehlende Lagerfläche für Schwemmgut, dem 
könnte durch eine Änderung des Flächenwidmungsplanes 1144/2 entgegengewirkt werden 
(Sonderwidmung). Dies wurde laut DI Kremslehner im Zuge der letzten FLWP-
Überarbeitung kommuniziert, jedoch wurde eine Umwidmung nicht durchgeführt. DI 
Kremslehner lässt anklingen, dass ein Entgegenkommen in dieser Sache, eventuell auch ein 
Umdenken in Sachen der Wasserleitung bewirken könnte. 
Der Bürgermeister wird die Angelegenheit des Flächenwidmungsplanes prüfen lassen. Sollte 
sich herausstellen, dass die Umwidmung möglich ist, werden die nötigen Schritte 
unternommen werden. 
 
 
F. d. R. d. A 
 
Oliver Grünseis 



Der Vorsitzende teilt mit, dass dieser Punkt von der Tagesordnung abgesetzt wird, da 
noch wichtige Informationen fehlen. 
 
 
 

 



 



 



4. Umweltangelegenheiten 
4.1. REGEF-Projekt „Wels – Eferding – Energiespar-Region“  - Beteiligung – 

Fassung eines Grundsatzbeschlusses 

 

Bericht des Vorsitzenden: 

Der Vorstand des Vereins für Regionalentwicklung in den Bezirken Wels Stadt, Wels 
Land und Eferding – Regionalforum Wels-Eferding hat in seiner Sitzung am 13. März 2008 
beschlossen, auf Basis des - auf seinen Auftrag hin - vom Regionalmanagement Wels-
Eferding ausgearbeiteten Projektentwurfes ein umfassendes Maßnahmenpaket zur drastischen 
Reduzierung des Energieverbrauchs bzw. zur Steigerung der Energieeffizienz und zum 
vermehrten Einsatz von erneuerbaren Energieträgern in die Wege zu leiten. 

Zu diesem Zweck ist unter der Federführung des Regionalmanagements eine 
Projektsplattform von ExpertInnen aus der Region sowie aus den verschiedensten 
Fachbereichen eingerichtet worden, um einerseits die Projektsziele endgültig zu definieren 
und andererseits dem Vorstand bzw. den Mitgliedsgemeinden des Regionalforums Wels-
Eferding eine Entscheidungsgrundlage zur aktiven Mitwirkung an diesem Projekt an die Hand 
zu geben. 

Bei einer eigens zu diesem Thema einberufenen, gemeinsamen Bürgermeisterkonferenz 
am 21. April 2008 ist schließlich ein in enger Zusammenarbeit mit dem OÖ. 
Energiesparverband (ESV) erarbeiteter Vorschlag präsentiert worden, demzufolge den 
Mitgliedsgemeinden des Regionalforums Wels-Eferding unter Betreuung durch das 
Regionalmanagement OÖ., Geschäftsstelle Wels-Eferding, die Möglichkeit zur Erstellung 
von kommunalen Energieanalysen und -konzepten eröffnet wird. 

Alle 36 Mitgliedsgemeinden des Regionalforums Wels-Eferding haben sich entweder mit 
einer eigenen Deklaration (Stadt Wels), oder im Rahmen der Lokalen Entwicklungsstrategie 
ihrer jeweiligen LEADER-Region verpflichtet, dem Thema „Energie“ besondere Bedeutung 
beizumessen und vor allem konkrete Maßnahmen und Vorhaben bzw. Projekte zu entwickeln, 
um den Energieverbrauch zu reduzieren und erneuerbare Energieträger zu forcieren. Dadurch 
soll der Ausstoß an klimarelevantem CO2-Gasen deutlich reduziert und gleichzeitig ein 
wichtiger Impuls zur Steigerung der regionalen Wertschöpfung bei gleichzeitiger Erhöhung 
der Lebensqualität und der Wirtschaftsdynamik gegeben werden. 

Dieser Verpflichtung entsprechend, wird hiermit beantragt, der Gemeinderat der Markt-
gemeinde Aschach/Donau möge zur Mitwirkung am vorstehend ausgeführten und in der vom 
Regionalmanagement Wels-Eferding übermittelten Beschreibung näher dargestellten Projekt 
folgenden Grundsatzbeschluss fassen: 

Antrag des Vorsitzenden: 

a) Die Marktgemeinde Aschach/Donau beteiligt sich im Rahmen des vom OÖ. 
Energiesparverband abgewickelten Förderprogramms E-Gem an einem Projekt 
des Regionalforums Wels-Eferding zur Entwicklung, Vorbereitung und 
Durchführung von kommunalen bzw. regionalen Energiesparprogrammen und 
Energiekonzepten. 

b) Die Gemeinde bedient sich zur Projektsentwicklung und Aufbereitung ihrer 
definitiven Entscheidung des Regionalmanagements OÖ., Geschäftsstelle Wels-



Eferding, das hiermit ersucht wird, alle denkbaren Synergien zu nutzen und ein 
bestmögliches Preis-Leistungsverhältnis für die Anbotslegung durch externe 
Berater zu erreichen.  

c) Weiters beabsichtigt die Gemeinde, dem Erfordernis zum Beitritt zum 
Klimabündnis/zur Klimarettung, das der Teilnahme am E-Gem-Programm 
zugrunde liegt, zu entsprechen. Darüber hat zeitgleich mit der endgültigen 
Beschlussfassung und Auftragsvergabe für ein kommunales Energiekonzept eine 
gesonderte Beitrittserklärung zu erfolgen. 

 

Beratung: 
Mag. Haider Roman: Er möchte wissen, was dies der Gemeinde kostet und ob es jährliche 
Folgekosten gibt? 
Vorsitzender: Er teilt mit, dass er über die Kosten nicht Bescheid weis. 
 
Der Punkt wird vertagt. Bis zur nächsten Sitzung wird eine genaue Kostenaufstellung und die 
Verpflichtungen vorliegen. 
 

 

 

ENDE TOP 4.1. 

 

 



5. Kindergarten 
5.1. Mitteilung des Ergebnisses des Elternfragebogens – 

Kenntnisnahme 
 

 

Bericht des Vorsitzenden: 
 

Es wurde eine Elternbefragung im Kindergarten durchgeführt. Von den 81 
ausgegebenen Fragebögen wurden 32 an Eltern von „neuen“ Kindern verteilt. Die 
Eltern der Kinder, die aus dem Kindergarten ausscheiden, wurden nicht mehr 
befragt.  
 
75 Fragebögen wurden ausgefüllt wieder retourniert und somit dieses Ergebnis 
ausgewertet:  
 
73 Eltern sind mit der derzeitigen Öffnungszeit zufrieden, 1 mal wurde eine 
Verlängerung der Öffnungszeit am Freitag bis 16:00 Uhr gewünscht und 1 mal war 
der Wunsch auch am Freitag ein Essen zu erhalten.  
 
Betreffend der Ferienzeiten ist zu sagen, dass in den Semesterferien, den schul-
autonomen Tagen und im Juli der Kindergarten bereits geöffnet ist. Der Bedarf den 
Kindergarten während der Weihnachtsferien zu besuchen steht im Verhältnis 7 ja zu 
68 nein, in den Osterferien steht das Verhältnis 10 ja zu 65 nein und im August steht 
das Verhältnis 9 ja zu 66 nein. Wobei von den 9, die im August  Bedarf angemeldet 
haben, 5 den Kindergarten besuchen,  und 4 erst 2008/09 in den Kindergarten 
kommen. 
 
Der Kulturausschuss sieht grundsätzlich keinen Handlungsbedarf die Öffnungszeiten  
und die Mittagszeiten zu ändern 
 
Es gibt die Möglichkeit eines Sommerkindergartens, der durch das Land OÖ 
gefördert wird, als Auflage aber den Besuch von mindestens 10 Kindern vorschreibt. 
Wenn die Überlegung angestrebt wird, dann nur in Kooperation mit anderen 
Gemeinden. Vom Land OÖ gibt es die Vorgabe der Wirtschaftlichkeit. Die 
Gemeinde Hartkirchen soll befragt werden, ob und wie viele Kinder im August 
Bedarf hätten. Vielleicht könnte man für das nächste Jahr eine Ferienplanung 
gemeinsam erstellen. 

 
Fr. Stögmüller, Kindergartenleiterin von Hartkirchen (Caritaskindergarten), teilte am 
18.6.2008 mit, dass bei der jährlichen Elternbefragung durchschnittlich 4 Kinder von 
derzeit 104 im August Bedarf hätten. Im Vorjahr waren es durchschnittlich 2 Kinder. 
Fr. Stögmüller meinte so lange nicht mehr Nachfrage besteht, denken sie über einen 
Sommerkindergarten nicht nach. 

 
 
Der Gemeinderat hat diesen Bericht zur Kenntnis genommen. 
 
 
ENDE TOP 5.1. 
 
 



5.2. Kindergartentarifordnung – Neuerliche Beratung und 
Beschlussfassung 

 

Bericht des Vorsitzenden: 
 

Gemäß der Verordnung der OÖ Landesregierung vom 13. Mai 2008, gibt es einige 
Änderungen im der Elternbeitragsverordnung.  
 
§ 2 Elternbeitrag: 
Es wurde präzisiert, dass mit dem monatlichen Elternbeitrag alle Leistungen der 
Kinderbetreuungseinrichtung abgedeckt sind. (Ausgenommen sind die Verpflegung 
sowie der Kindergartentransport) So genannte Regiebeiträge, Anmeldegebühren, 
Bastelbeiträge, etc. entbehren damit einer rechtlichen Grundlage. 
 
Beschluss des Kulturausschusses: 
Alle Anwesenden waren einverstanden, dass die Gemeinde einen Betrag in Höhe der 
Bastelgeldeinnahmen an den Kindergarten bezahlen soll. Der Bastelbeitrag soll auf 
den Elternbeitrag aufgeschlagen werden.  
 
Derzeit werden 20,00 €  pro Kind pro Halbjahr für Basteln, Joghurt und Saft 
eingehoben. Das entspricht einem monatlichen Betrag von 3,64 € pro Kind (für 11 
Monate). 
 
§ 5 Geschwisterabschlag: 
Der Rechtsträger hat im Rahmen seiner Autonomie die Möglichkeit die Höhe des 
Geschwisterabschlages für das 2. Kind in einer Kinderbetreuungseinrichtung bis 
max. 50 % und für weitere Kinder in einer Kinderbetreuungseinrichtung bis max. 
100 % festzusetzen. Der Geschwisterabschlag soll Familien mit zwei oder mehreren 
Kindern mit Betreuungsbedarf entsprechend entlasten. Der Nachweis, dass es sich 
um das zweite oder weitere Kind handelt, obliegt den Eltern! Für die Beurteilung, 
welches das erste Kind in einer Einrichtung ist, ist der Zeitpunkt der Aufnahme in die 
Kinderbetreuungseinrichtung maßgeblich. Werden zwei Kinder gleichzeitig neu 
aufgenommen, so ist das tatsächliche Alter maßgeblich. 
Bei Berücksichtigung des Geschwisterabschlages kann der Elternbeitrag im 
EINZELFALL  auch niedriger als der Mindestbeitrag ausfallen. 
 
Beschluss des Kulturausschusses: 
Alle Anwesenden waren einverstanden, dass  der Geschwisterabschlag beim 2. Kind 
25% und bei allen weiteren Kindern 50% betragen soll. 
 
§ 6 Index: 
Die Indexanpassung (1,5%) wird erst mit dem Arbeitsjahr 2009/2010 wirksam. Es ist 
zu Beginn des nächstfolgenden Arbeitsjahres entsprechend der Mindesttarif auf 
mind. 37 € zu erhöhen und der Höchstbeitrag auf mind. 91 € festzusetzen.  
 
§ 7 Kindergärten: 
Eine halbtägige Inanspruchnahme entspricht einer Betreuungszeit bis max. 29 
Wochenstunden (z. B.: 7:30 – 12:30 Uhr oder ähnlich). 
Eine Inanspruchnahme der Mindestöffnungszeit mit Mittagsbestreuung entspricht 
einer Betreuungszeit bis max. 34 Wochenstunden (z. B.: 7:30 – 13:30 Uhr oder 
ähnlich). 



Eine ganztägige Inanspruchnahme entspricht einer Betreuungszeit ab 35 
Wochenstunden. 
In Abs. 4 dieser Bestimmung wurde klargestellt, dass der Elternbeitrag für den 
Kindergarten jeweils 5 Besuchstage pro Woche umfasst. 
 
§ 10 Tarifordnung der Rechtsträger: 
Gem. Abs. 1 und 3 hat der Rechtsträger folgendes festzulegen: 
 

o Den Mindest und Höchstbeitrag gemäß § 4 
o Die Prozentsätze für die Inanspruchnahme für die 

Mindestöffnungszeit mit Mittagsbestreuung (mind. 115%) und die 
ganztägige Inanspruchnahme (mind. 133%) 

o Prozentsatz für den Geschwisterabschlag 
o Bedingungen für eine mögliche Aliquotierung des Elternbeitrages 

aufgrund von Ferien oder einer Erkrankung des Kindes 
o Wie und wann Änderungen der Berechnungsgrundlage bei der 

Festsetzung des Elternbeitrages Berücksichtigung finden und 
o Für wie viele Monate der Elternbeitrag eingehoben wird. 

 
Zudem ist in der Tarifordnung zu fixieren, bis zu welchem Zeitpunkt und mit 
welchem Nachweis die Eltern dem Rechtsträger ihr Familieneinkommen 
nachzuweisen haben (§2 Abs. 3) 
 
Beschluss des Kulturausschusses: 
Alle Anwesenden waren einverstanden, dass  der 31. Juli als Zeitpunkt für die 
Nachweispflicht fixiert werden soll. Außerdem soll der Elternbeitrag weiterhin für 11 
Monate eingehoben werden. 

 
 
 
 
Beratung: 
 
 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Die vom Kindergartenausschuss vorberatenen Änderungen mögen beschlossen werden.  
  
Abstimmungsergebnis: 
Herr Straßl Christian enthält sich der Stimme. Alle übrigen Mitglieder des Gemeinderates 
stimmen mit einem Handzeichen für diesen Antrag. 
 
 
 
ENDE TOP 5.2. 

 





 



 



 



 



 



 





 



 



5.3. Kindergartenbus – Neuerliche Beratung und Beschlussfassung 
 
 

Bericht des Vorsitzenden: 
  

Bezüglich des Kindergartenbusses haben sich 4 Eltern für das kommende 
Kindergartenjahr angemeldet und 69 wollen den Bus nicht in Anspruch nehmen. 
 
Der Vertrag mit der Firma Leidinger wurde für das aktuelle Jahr rückwirkend 
beschlossen. Der Vertrag wurde vom GR für 2 Jahre genehmigt. Allerdings ist im 
Pkt. 17. folgendes angeführt: 
 

Dieser Vertrag tritt mit Genehmigung durch den Gemeinderat und nach beiderseitiger Unterfertigung 
in Kraft. Der Vertrag kann von beiden Vertragsteilen unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem 
Monat zu jedem Monatsletzten schriftlich gekündigt werden. Der Vertrag erlischt mit Ablauf des im 
Vertragspunkt 1 genannten Zeitraumes. (01.September 2007 bis 31. Juli 2008) Weiters erlischt der 
Vertrag, wenn der Unternehmer zur Ausübung des Gewerbes nicht mehr berechtigt ist oder über das 
Vermögen des Unternehmers ein Konkursverfahren eröffnet wird. 

 
Der Kulturausschuss vertritt die Meinung, der Ausschuss wurde wegen des Busses 
nicht gefragt, deshalb soll auch der Gemeinderat darüber entscheiden ob der 
Kindergartenbus im kommenden Kindergartenjahr noch angeboten werden soll. 

 
 
 
Beratung: 
Fr. Gerhold Renate: Sie hat sich damit befasst und von der Kindergartenleitung wurde 
mitgeteilt, dass der Bus teilweise leer fährt, da die Kinder mittags von den Eltern selbst 
abgeholt werden. 
Vizebgm. Gredler Christine: Für das neue Kindergartenjahr sind 4 Kinder für den Bus 
gemeldet. Die Mindestanzahl beträgt ebenfalls 4 Kinder.  
Sie teilt weiters mit, dass die Kosten nicht gedeckt sind und die Gemeinde mit einem 
Abgang von ca. € 4.000,- rechnen muss. 
Hr. Mag. Haider Roman: Er hat sicher nichts dagegen, aber bei einer Meldung von 4 
Kindern ist es fraglich, ob man diesen Bus überhaupt braucht. Er ist dafür, den Bus 
abzuschaffen. 
 
Es wird danach auch noch über den Schulbus diskutiert. 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Vertrag mit der Fa. Leidinger mit Monatsletztem (31. Juli 2008) gekündigt werden 
soll. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einem Handzeichen einstimmig vom Gemeinderat angenommen. 
 
 
 
 
ENDE TOP 5.3. 



Bericht des Bürgermeisters 
- Publikation über die Kleindenkmäler – Förderungszusage in der Höhe von € 500,--. 

Diese wird aber erst 2009 ausbezahlt.  
- Schreiben des Landesfischereiverbandes bezüglich Sonderausstellung 
- Geschäftsbericht Regionalmanagement OÖ 
- Vorsprache LR Ackerl – Bericht. Bei dieser Vorsprache wurden einige Projekte 

vorgestellt. Unter anderem auch der Amtshaus Umbau und die letzte Etappe 
Schulsanierung.  Für die Schulsanierung gibt es eine Zusage von Förderungen im Jahr 
2012. Im Bauausschuss wurden die Musterstatuten für die Gründung eines DOSTE 
Vereines an die BH geschickt. Im September kann man dann zur Vereinsgründung 
schreiten. Der Vorsitzende bittet in der Bevölkerung Werbung dafür zu machen, da 
man 6 Personen für die Vereinsgründung braucht. 



6. Allfälliges 
 

- Hr. Mag. Haider Roman: Er möchte nochmals auf die Fraktionsunterlagen 
zurückkommen. Er meint damit nicht den Amtsvortrag, sondern die Unterlagen in der 
Fraktionsmappe. Diese sind seit einem Jahr sehr durcheinander und er bittet, dass dies 
in Zukunft nicht mehr vorkommt. 
Er spricht auch die Schulsportanlage an. Wie diese Anlage errichtet wurde, hieß es 
dass diese vorrangig für Vereine und Kinder genützt werden soll. Man kann mit 
Kindern nicht mehr hineingehen, da es teilweise zu gefährlich ist. Es sind Jugendliche 
und auch Erwachsene in der Anlage, die diese auch mit Fäusten verteidigen. Es 
handelt sich teilweise um Auswärtige und auch um Aschacher.  

- Ing. Viehböck Karl: Er schlägt vor eine Benützungsverordnung zu erlassen und bittet 
den Kulturausschuss so eine Verordnung auszuarbeiten. 
Vorsitzender: Er kontrolliert des öfteren. Es gibt auch immer wieder Probleme mit 
dem Zaun. Die Personen sind teilweise zu faul um die Tür zu benutzen und machen in 
den Zaun Löcher. Er hat auch bereits Angebote von Firmen, die statt einem Zaun eine 
Art Baustahlgitter verarbeiten und erst ab einer bestimmten Höhe einen 
Maschendrahtzaun errichtet. 
Mag. Haider Roman: Er bittet trotzdem, dass man zumindest vorerst eine Tafel an den 
Zaun hängt, damit die Personen wissen, dass die Anlage vorwiegend für Kinder 
gedacht ist. 

- Hr. Erlinger Christian: Er möchte kurz über den Regionsbeirat berichten. Er ist dort 
Sprecher und berichtet kurz über die letzte Sitzung.  

- Fr. Dr. Wassermair: Sie erinnert nochmals, dass am Samstag der Workshop für das 
Budget stattfinden. 
Weiters spricht Sie das öffentliche WC an. Es finden dort immer wieder am 
Behinderten WC Fehlalarme statt, da die Vorrichtung nicht richtig montiert ist. Die 
Spülung ist sehr klein beschriftet und daher wird es oft verwechselt. 
Fr. AL Rathmayr: Sie hat dies bereits dem Architekten weitergeleitet. 

- Fr. Dunzinger Hinterhölzl Anneliese: Sie möchte bekannt geben, dass am Mittwoch in 
Grieskirchen ein Vortrag zum Integrationsleitbild stattfindet. Es sind dazu alle 
Gemeinderäte herzlich eingeladen. 

 
 
 
ENDE TOP 6 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 



 
 


